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Dieser Beitrag gibt einen Überblick zu den 

Grundsätzen und wesentlichen Änderungen 

des revidierten Schweizer Datenschutzgeset-

zes (revDSG). Anhand von Fragestellungen aus 

der Praxis von Architekten, Bau- und Immo-

bilienunternehmen werden deren Vertreter auf 

die Umsetzung dieses Gesetzes vorbereitet.

Grundsätze

Das Datenschutzgesetz bezweckt den Schutz 

von Personendaten natürlicher Personen 

und regelt die Art und Weise deren Bearbei-
tung. Personendaten sind Angaben, die sich 

auf eine bestimmte oder bestimmbare natür-

liche Person beziehen (Art. 5 lit. a  revDSG). 

Dazu gehören beispielsweise Name, Adres-

se, Geburtsdatum sowie Bild- und Video-

aufnahmen.1 Die in Art. 5 lit. c revDSG auf-

geführten «besonders schützenswerten 

Personendaten», wie Gesundheitsdaten, 

können beispielsweise bei einem betriebsin-

ternen Protokoll zur Unfallabklärung relevant 

sein (vgl. dazu das Praxisbeispiel unten). Nicht 

geschützt werden Sachdaten, also Daten, 

welche keine Rückschlüsse auf eine konkrete 

Person zulassen. Sachdaten sind z.B. Pläne 

oder Ausmasse. Zudem werden neu Daten 

über juristische Personen nicht mehr erfasst.2

Unter einer Bearbeitung wird grundsätzlich je-

der Umgang mit Daten verstanden, also z.B. 

das Beschaffen, Speichern und Aufbewahren, 

Verwenden, Verändern, Bekanntgeben, Archi-

vieren sowie das Löschen oder Vernichten von 

Daten (Art. 5 lit. d revDSG).

BAU- UND IMMOBILIENRECHT

Liebe Leserin, lieber Leser
Mit Fragen zu den Auswirkungen des neuen Datenschutzgesetzes auf 

Architekten, Bau- und Immobilienunternehmen beginnt unsere heutige 

Ausgabe. Zahlreiche typische Praxisbeispiele, die Ihren Handlungsbe-

darf erfordern, werden für Sie detailliert erläutert.

Die Gerichtspraxis hinsichtlich Lärmschutzvorschriften bei der Bewilli-

gungsfähigkeit von Bauprojekten erweist sich immer wieder als prob-

lematisch. Mit dem Bauen bei Immissionsgrenzwertüberschreitungen 

befasst sich deshalb unser Beitrag ab Seite 7.
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Neues Datenschutzgesetz – Umsetzung 
im Bau- und Immobilienbereich
Das neue Schweizer Datenschutzgesetz tritt voraussichtlich in der zweiten Hälfte 

des Jahres 2022 in Kraft. Vieles bei der Bearbeitung von Personendaten wird 

gleich bleiben, und doch gibt es einige bemerkenswerte Neuerungen, die Hand-

lungsbedarf im Bau- und Immobilienbereich erfordern.

 Von Sophie Dorschner
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Wann ist eine Datenbearbeitung zulässig? Es 

sind die Bearbeitungsgrundsätze von Art. 6–8 

revDSG einzuhalten. Eine Bearbeitung von Per-

sonendaten muss rechtmässig (Art. 6 Abs. 1 

revDSG) und verhältnismässig (Art. 6 Abs. 2 

revDSG) sein. Die Beschaffung und Bearbei-

tung der Daten muss zweckgebunden sein 

(Art. 6 Abs. 3 revDSG).3 Sobald die Daten «zum 

Zweck der Bearbeitung nicht mehr erforderlich 

sind», müssen sie vernichtet oder anonymisiert 

werden (Art. 6 Abs. 4 revDSG). Dies impliziert 

eine Festlegung der Aufbewahrungsdauer, 

sofern dazu keine gesetzlichen Vorgaben be-

stehen.4 Zum Prinzip des sparsamen Umgangs 

mit Daten gehört auch, dass der Bearbeiter der 

Personendaten sich über die Richtigkeit der 

Daten vergewissert und unrichtige Daten mit 

angemessenen Massnahmen berichtigt, löscht 

oder vernichtet (Art. 6 Abs. 5 revDSG). Und 

schliesslich verlangt das in Art. 7 Abs. 1 und 

2 revDSG verankerte Prinzip des Datenschut-
zes durch Technik («privacy by design»), 

dass technische Hilfsmittel so ausgestaltet 

werden, dass sie den datenschutzrechtlichen 

Grundsätzen nach Art. 6 revDSG entsprechen.5 

Beim Prinzip der datenschutzfreundlichen 
Voreinstellungen («privacy by default», Art. 7 

Abs. 3 revDSG) geht es darum, dass der Ver-

antwortliche mittels geeigneter Voreinstel-

lungen dafür sorgt, dass grundsätzlich nur 

so viele Personendaten bearbeitet werden, 

wie im Hinblick auf den Verwendungszweck 

erforderlich ist. Dies kann z.B. beim Einsatz 

einer Videokamera oder bei Einführung einer 

Mängelmanagement-Software zum Tragen 

kommen. Schliesslich muss durch geeignete 

technische und organisatorische Massnahmen 

eine dem Risiko angemessene Datensicher-
heit garantiert werden (Art. 8 revDSG).

Eine Datenbearbeitung ist nicht zulässig, wenn 

damit eine widerrechtliche Persönlichkeitsver-

letzung erfolgt. Dies ist nach Art. 30  revDSG 

insbesondere dann der Fall, wenn gegen die 

oben aufgezeigten Bearbeitungsgrundsätze 

nach Art. 6–8 revDSG verstossen wird. Oder 

wenn die Datenbearbeitung entgegen dem 

ausdrücklichen Willen der betroffenen Person 

erfolgt oder besonders schützenswerte Person-

endaten an Dritte bekannt gegeben werden.

Liegt eine an sich unrechtmässige Datenbe-

arbeitung vor, ist im nächsten Schritt zu prü-

fen, ob für diese kein Rechtfertigungsgrund 

besteht (vgl. Art. 31 revDSG), d.h. vorab, nicht 

eine Einwilligung der betroffenen Person vor-

liegt oder ein überwiegendes Interesse des 

verantwortlichen Bearbeiters besteht. Dies 

fällt insbesondere dann in Betracht, wenn die 

Datenbearbeitung in unmittelbarem Zusam-

menhang mit dem Abschluss oder der Ab-

wicklung eines Vertrags erfolgt (Art. 31 Abs. 2 

lit. a revDSG). Rechtfertigungsgründe für eine 

Datenbearbeitung können aber auch aus ge-

setzlichen Bestimmungen hervorgehen, wie 

die Pfl ichten des Arbeitgebers zur Entrichtung 

von Sozialversicherungsabgaben.6

Überblick zur Revision

Seit dem 25. Mai 2018 ist in der EU die neue 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO, eng-

lisch: GDPR) in Kraft.7 Mit der Revision des DSG 

in der Schweiz wird eine Angleichung an das 

Niveau der DSGVO angestrebt. Dabei wurden 

unter anderem die Informationspfl ichten8 und 

Betroffenenrechte9 ausgebaut, die Dokumen-

tationspfl ichten10 erweitert sowie die Datensi-

cherheitsanforderungen11 verschärft. Erneuert 

wurden auch die strafrechtlichen Sanktionen 

mit Bussen bis zu CHF 250 000.–, die eine 

Verletzung insbesondere von Informations-, 

Auskunfts-, Mitwirkungs- und Sorgfaltspfl ich-

ten zur Folge haben können.12 Ausserdem 

wird mit Art. 62 revDSG quasi ein «Berufsge-

heimnis für jedermann»13 eingeführt:

Art. 62 Verletzung der berufl ichen 
 Schweigepfl icht
1 Wer geheime Personendaten vorsätzlich offenbart, 

von denen sie oder er bei der Ausübung ihres oder sei-

nes Berufes, der die Kenntnis solcher Daten erfordert, 

Kenntnis erlangt hat, wird auf Antrag mit Busse bis zu 

CHF 250 000.– bestraft.

2 Gleich wird bestraft, wer vorsätzlich geheime Personen-

daten offenbart, von denen sie oder er bei der Tätigkeit 

für eine geheimhaltungspfl ichtige Person oder während 

der Ausbildung bei dieser Kenntnis erlangt hat.

3 Das Offenbaren geheimer Personendaten ist auch nach Be-

endigung der Berufsausübung oder der Ausbildung strafbar.

Eine vorsätzliche Missachtung von Informations-, 

Auskunfts- und Mitwirkungspfl ichten, von Sorg-

falts- und Schweigepfl ichten oder von Verfügun-

gen des EDÖB kann auf Antrag mit einer Busse 
von bis zu CHF 250 000.– bestraft werden!

Berührungspunkte mit dem 

Bau- und Immobilienbereich

Die nachfolgenden Beispiele zeigen, wo 

Datenbearbeitungen in der Praxis von Ar-

chitekten und Bau- sowie Immobilienunter-

nehmen vorkommen. Um den Umgang mit 

Daten zu erleichtern, kann ein schrittweises 

Vorgehen helfen, vorab bei der Abgrenzung 

der Perso nendaten zu den dem DSG nicht 

unterstellten Sachdaten. Ebenfalls und un-

abhängig vom Betätigungsfeld könnte eine 

Unterscheidung nach dem Bezug des von 

der Bearbeitung Betroffenen zum Unterneh-

men hilfreich sein:

WICHTIGER HINWEIS
Die Unterscheidung in «Mitarbei-

tenden-Daten» und «Daten Dritter» erleichtert 

es, DSG-relevante Bearbeitungen zu eruieren 

und dem Schutzzweck angemessene Mass-

nahmen zu ergreifen.14

Typische Praxisbeispiele 
beim (Bau-)Unternehmen
Personendaten von Mitarbeitenden werden 

beispielsweise bei folgenden Vorgängen be-

schafft und bearbeitet: 
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 • Aufnahme von Ereignisprotokollen zur in-

ternen Unfallabklärung

 • Aufnahme und Führen von Mitarbeitenden-

verzeichnissen

 • Erstellen von Schulungsverzeichnissen und 

Zertifi katen der Mitarbeitenden sowie Qua-

lifi kationen aus Mitarbeitenden-Gesprä-

chen

 • Veröffentlichung von Projektfotos in den so-

zialen Medien oder auf Websites

Die Bearbeitung von Daten Dritter erfolgt bei-

spielsweise bei:

 • Einholen von Bestätigungen von Subun-

ternehmern zur Einhaltung der minimalen 

Lohn- und Arbeitsbedingungen

 • Aufnahmen mit Webcams auf Baustellen

 • Bekanntgabe von Referenzpersonen aus 

vergangenen Projekten (unter Angabe von 

Telefonnummer, E-Mail etc.)

Als Beispiel zum Umgang mit Personendaten 

von Mitarbeitenden dient das Ereignisproto-

koll für die betriebsinterne Unfallabklärung 

(nach Formular der SUVA) der systematischen 

Abklärung von Unfällen, Beinahe-Unfällen und 

Sachschäden.15 Auf dem Formular werden di-

verse Personendaten erhoben wie beispiels-

weise Name, Funktion, Geburtsdatum, aber 

auch Daten über die Gesundheit des verun-

fallten Mitarbeitenden.

Worauf ist nun in puncto Datenschutz zu ach-

ten – wie können die Bearbeitungsgrundsätze 

und Betroffenenrechte umgesetzt werden?

 • Der betroffene Mitarbeitende ist grund-

sätzlich darüber zu informieren, welche 

Daten zu welchem Zweck über ihn be-

schafft werden.16 Dies kann beispielsweise 

im Arbeitsvertrag oder in entsprechenden 

Beilagen erfolgen. Damit willigt der Mitar-

beitende in die bekannte Bearbeitung sei-

ner Daten ein,17 und es wird gewährleistet, 

dass er sein Auskunftsrecht – durch Ein-

sicht ins Personaldossier – wahrnehmen 

kann.18 

 • Die Datenbearbeitung darf nur zum für den 

Mitarbeitenden erkennbaren Zweck, hier 

die Aufklärung des Unfallhergangs, be-

schafft und diese Daten nur so weit bear-

beitet und nur so lange aufbewahrt werden, 

als es mit diesem Zweck vereinbar bzw. für 

diesen erforderlich ist.19

 • Das Datensicherheitsprinzip erfordert 

schliesslich, dass die Daten sicher – z.B. 

im Personaldossier – aufbewahrt werden.20 

Bei elektronischer Aufbewahrung sind ent-

sprechende technische Datensicherheits-

massnahmen vorzukehren.21

Beim Beispiel der Veröffentlichung von Pro-

jektfotos auf den sozialen Medien oder der 

Unternehmenswebsites werden Fotos von 

Mitarbeitenden (bzw. Projektfotos, auf denen 

der Mitarbeitende eindeutig individualisierbar 

ist) für die interne und externe Unternehmens-

kommunikation in diversen Medien genutzt.

Was ist hier in datenschutzrechtlicher Hinsicht 

besonders (ergänzend zum ersten Beispiel) zu 

beachten?22 Wie können die Bearbeitungs-

grundsätze und Betroffenenrechte umgesetzt 

werden?

 • Der Mitarbeitende ist über die Datenbe-

schaffung zu informieren,23 und es emp-

fi ehlt sich, eine schriftliche Einverständnis-

erklärung einzuholen,24 dass er fotografi ert, 

gefi lmt oder auf andere Art und Weise durch 

das Unternehmen abgebildet wird und die-

se Fotos und Bilder (ohne weitere Entschä-

digung) beispielsweise für die interne und 

externe Unternehmenskommunikation in 

sämtlichen Medien (ohne Einschränkung 

hinsichtlich Zeit und Ort)25 vom Unterneh-

men genutzt werden.26

 • Es ist zu empfehlen, vorab in einem schrift-

lichen Vertrag mit dem Fotografen, der für 

das Unternehmen Mitarbeiterfotografi en zu 

Werbe- oder Kommunikationszwecken auf 

der Homepage oder in diversen Medien er-

stellt, festzuhalten, dass sämtliche Rechte, 

insbesondere allfällige Urheberrechte an 

diesen Fotografi en, auf das Unternehmen 

übertragen werden.27

 • Der Zweckbindungsgrundsatz28 erfordert 

in diesem Fall, dass die Einwilligungserklä-

rungen (im Mitarbeiter-Dossier) aktualisiert 

(und sicher) aufbewahrt werden – mit ei-

nem einmaligen und pauschalen Einver-

ständnis des Mitarbeitenden kann den da-
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tenschutzrechtlichen Anforderungen kaum 

entsprochen werden.

Beim Beispiel der Webcams auf Baustellen

werden solche Anlagen häufi g zur Kontrolle 

des Baufortschritts eingesetzt.29 Betroffen 

hierbei sind unter Umständen Mitarbeitende 

und Dritte bzw. deren Personendaten in Form 

von Videoaufnahmen. Zu beachten ist, dass 

bei öffentlichem Grund noch strengere Anfor-

derungen gelten und ein Einsatz von Video-

überwachungsanlagen kaum gerechtfertigt 

werden kann.30

Welche datenschutzrechtlichen Grundsätze 

sind beim Einsatz einer Videoüberwachungs-

anlage tagsüber tangiert?31

• Bei Planung und Vorbereitung jedes Einsat-

zes ist vom Grundsatz auszugehen, dass 

ein solcher zur Kontrolle des Baufortschritts 

unverhältnismässig ist.32 Eine Ausnahme 

bzw. Rechtfertigung kann angenommen 

werden, wenn andere Kontrollmassnahmen 

unzumutbar sind, wie dies beispielsweise 

bei einem zu langen Anfahrtsweg des Bau-

leiters oder Baumeisters zur Kontrolle vor 

Ort der Fall sein könnte. 

• Die Information über die Datenbeschaf-

fung33 kann mit entsprechendem Hin-

weisschild erfolgen, um gleichzeitig dem 

Betroffenen zu ermöglichen, sein Aus-

kunftsrecht34 – bei der bezeichneten Stelle 

oder Person – geltend zu machen.

• Durch sparsame Wahl des Ausschnitts der 

Aufnahmen kann die Datenbearbeitung 

verhältnismässig35 umgesetzt werden.

• Beim Betrieb der Kamera ist dafür vorzukeh-

ren, dass die Aufnahmen nach der Zweck-

erreichung gelöscht werden und/oder durch 

datenschutzfreundliche Technologien,36 bei -

spielsweise durch Privacy-Filters oder Ver-

schlüsselungen, den Datenschutzgrundsät-

zen Rechnung getragen wird. 

• Zur Einhaltung des Prinzips der Daten-

sicherheit37 muss für ausreichenden Schutz 

vor Zugriffen Unbefugter gesorgt werden. 

Typische Praxisbeispiele bei Architekten 
und Immobilienverwaltungen
Ein typisches Beispiel für Bearbeitungen von 

Personendaten bei Architekten und Immobilien-

verwaltungen ist eine Mangelmeldung beim 

Neubau von Mietwohnungen. Hier werden 

Mängel, die eine Mieterin in der neu bezogenen 

Wohnung der Eigentümerschaft oder deren Ar-

chitekt oder der Verwaltung meldet, zur Behe-

bung an den Unternehmer weitergeleitet. Im 

Dokument («Mängelmeldung») sind verschie-

dene Personendaten der Mieterin enthalten, 

wie Name, Adresse, private und geschäftliche 

Telefonnummer sowie E-Mail-Adresse. 

Wie könnten die Bearbeitungsgrundsätze hier 

umgesetzt werden?

• Der Informationspfl icht38 könnte mit einem 

entsprechenden Passus im Mietvertrag 

nachgekommen werden, oder indem die 

Mieterin anlässlich der Mangelaufnahme 

vor Ort auf einem Dokument bestätigt, 

sie nehme zur Kenntnis, dass ihr Name, 

ihre Telefonnummer und ihre E-Mail an 

den Unternehmer weitergeleitet werden 

zwecks Kontaktaufnahme für die Mangel-

behebungsarbeiten. Damit weiss sie auch, 

an wen sie sich für eine Auskunft wenden 

könnte.39

• Der Zweck der Beschaffung und Weiter-

gabe der Daten über die Mieterin besteht 

darin, dass der Unternehmer die Mieterin 

zur Mängelbehebung kontaktieren kann, 

und im weiteren Sinne auch dazu, dass 

der Vermieter seine Vertragspfl ichten ge-

genüber der Mieterin erfüllen kann. Nach 

dem Grundsatz der Zweckbindung40 dürfen 

somit (vorbehältlich einer weitergehenden 

Abmachung) keine Daten beschafft und an 

den Unternehmer weitergegeben werden, 

die der Unternehmer nicht zur Kontaktauf-

nahme benötigt. Und es wäre z.B. auch in 

Zweifel zu ziehen, ob der Architekt (der die 

Eigentümerschaft vertritt) diese Daten nicht 

nur an den Unternehmer weitergeben darf, 

sondern auch noch an seine Haftpfl ichtver-

sicherung, weil er allfällige Regressansprü-

che befürchtet.41

• Wenn der Zweck der Bearbeitung bzw. 

der Vertrag erfüllt ist und keine Ansprüche 

mehr gestellt werden könnten und auch 

keine anderen, die längere Aufbewahrung 

legitimierenden Gründe bestehen, wären 

die Daten über die Mieterin zu löschen oder 

auf dem Dokument zu schwärzen.42

Handlungsbedarf/konkrete Massnahmen

1. Übersicht der Datenbearbeitungen/
Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten

Wer erhält und bearbeitet welche Personen-

daten von wem und wozu? sind die Aus-

Mehr als nur  
eine Immobilien-
software
AbaImmo – die Software 
für die Immobilienbewirt-
schaftung

Die Software AbaImmo ist eine 
Gesamtlösung für die Liegenschafts-
bewirtschaftung. Dank moderner 
Software-Technologie können Sie 
jederzeit auf die Daten zugreifen 
und diese nutzen.

AbaImmo ist auf die Bedürfnisse 
von Liegenschaftsbewirtschaften-
den der Schweiz ausgerichtet und 
deckt alle gesetzlichen Anforde-
rungen des Mietrechts sowie auch 
der MWST ab.

Ihr Nutzen 
mit AbaImmo

Weitere Informationen 
finden Sie unter:  
abacus.ch/abaimmo
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gangsfragen, mit denen ein Unternehmen ei-

nen Überblick über die datenschutzrelevanten 

Abläufe gewinnt. Das Ergebnis dieser Analyse 

fl iesst in das Datenbearbeitungsverzeich-
nis, dessen Führen nach Art. 12 revDSG 

vorgeschrieben sein wird.43 Es enthält die 

Eck daten der verschiedenen Bearbeitungs-

prozesse in einem Unternehmen.44

2. Dokumente
Sind die notwendigen Dokumente vorhanden, 

müssen sie erstellt oder an die gesetzlichen 

Vorgaben angepasst werden? Je nach Be-

tätigungsfeld kommen hier Datenschutz-
erklärungen, AGBs, Werkverträge oder 

Mieterdokumente infrage, mit denen der In-
formationspfl icht bei der Beschaffung von 
Personendaten entsprochen werden kann 

und die entsprechend auf das verlangte Da-

tenschutzniveau zu überprüfen und allenfalls 

anzupassen sind.45 In Zusammenhang mit der 

Bearbeitung von Daten von Mitarbeitenden 

können solche Informationen auch in Arbeits-
verträgen und weiteren Mitarbeiterdokumen-

ten enthalten sein. Möglicherweise müssen 

weitere Dokumente wie beispielsweise zum 

Einverständnis der Bildnutzung erstellt und 

vom Mitarbeiter unterzeichnet werden.

Wird die Bearbeitung von Personendaten 

an Dritte, wie beispielsweise externe Lohn-

buchhalter oder IT-Dienstleister, übertragen, 

ist zunächst zu klären, ob im Vertrag eine 

Regelung zum Datenschutz vorhanden ist 

und wer überhaupt Verantwortlicher für die 

Datenbearbeitung ist und wer Auftragsbe-

arbeiter.46 Zur Abgrenzung hilft es, für das 

konkrete Vertragsverhältnis zu prüfen: Wer 

bestimmt über Zweck und Mittel der Datenbe-

arbeitung, und wer veranlasst und kontrolliert 

diese? Wer entscheidet über die Verwendung 

der Personendaten? Ist der Auftragneh-

mer weisungsgebunden mit Bezug auf die 

Datenbearbeitung?47 Möglicherweise muss 

hier ein neuer Anhang zum Vertrag mit dem 
Auftragsbearbeiter erstellt oder müssen 

bestehende Verträge an das heutige Daten-

schutzniveau angepasst werden.

Hilfreich sind schliesslich Musterdokumente 

und Formulare, mit welchen beispielsweise 

Betroffene ihre Auskunftsrechte geltend ma-

chen oder Mitarbeiter eine Verletzungen der 

Datensicherheit melden können.
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EDÖB werden grundsätzlich die verantwortlichen na-

türlichen Personen gebüsst, insb. Leitungspersonen, 

vgl. HEUBERGER, a.a.O., S. 3; vgl. BBl 2017 7100. 

Es ist allerdings damit zu rechnen, dass die Straf-

barkeit die Personen in ausführender Position mit 

faktischer Entscheidungskompetenz treffen wird, vgl. 

ROSENTHAL/GUBLER, Die Strafbestimmungen des 

neuen DSG, in: SZW/RSDA 1/2021, S. 58. 

 13 ROSENTHAL/GUBLER, a.a.O., S. 59 ff., mit einer 

Übersicht, für welche Mitarbeitenden in welchen Si-

tuationen diese Neuerung relevant sein kann.  

 14 Bei der Bearbeitung von Mitarbeitenden-Daten sind 

zusätzlich Fürsorgepfl ichten aus dem Arbeitsverhält-

nis zu beachten, vgl. unten Fn. 22 und 27. 

 15 Download über: https://www.suva.ch/de-CH/mate-

rial/tools-tests/protokoll-fuer-die-betriebsinterne-

unfallabklaerung-661001d-23536-23536. 

 16 Art. 19 revDSG, wobei Art. 20 revDSG gewisse Aus-

nahmen und Einschränkungen vorsieht. 

3. Prozesse und Konzepte
Sind Prozesse und Konzepte sowie entspre-

chende IT-Systeme eingerichtet, um den 

datenschutzrechtlichen Vorgaben zu entspre-

chen? Dazu gehören beispielsweise ein ef-

fi zientes Meldeverfahren bei Verletzungen 
der Datensicherheit (z.B. Hacker-Angriffe, 

falsch versendete E-Mails),48 Konzepte zur 
sicheren Aufbewahrung sowie Löschung 
von Daten (nach Zweckerreichung, Ver-

tragserfüllung, Ende der Aufbewahrungs-

pfl ichten etc.) sowie zur Nachführung 
der Datenschutzdokumentationen und 
Einwilligungen.49 Bei heiklen Personen-

datenbearbeitungen, wie unter Umständen 

beim Einsatz einer Videoüberwachungs-

kamera oder bei Einführung einer Mängel-

management-Software, sind nebst den ge-

eigneten technischen Systemen Prozesse zur 

Umsetzung von Datenschutz-Folgenabschät-

zungen50 festzusetzen.

4. Interne Instruktionen/Organisation
Kennen die Mitarbeitenden die Folgen und 

Sanktionen bei Datenschutzverletzungen? 

Mit klaren Anweisungen und internen Schu-
lungen zum Umgang mit Personendaten 

und zum Vorgehen bei Verletzung der Daten-

sicherheit sowie mit Leitlinien dazu, wo und 

wie vertrauliche Informationen weitergege-

ben werden dürfen,51 können unangenehme 

Folgen vermieden werden. Die Bereitschaft 

der Mitarbeitenden zum korrekten Umgang 

mit Personendaten kann durch den Hinweis 

auf die persönliche Strafbarkeit sowie den 

Reputa tionsschaden für das Unternehmen 

als mögliche Konsequenzen bei einer Pfl icht-

verletzung gefördert werden. Schliesslich 

sind geeignete Personen für Funktionen 

wie beispielsweise die des Datenschutz-
verantwortlichen oder der Meldestelle für 
Betroffene einzusetzen und ausreichend zu 

schulen.

ZUM MITNEHMEN
Bei der Beschaffung von Personendaten kön-

nen «vorsätzliche falsche, unvollständige 
oder unterlassene Informationen über die 
Datenbearbeitung» zu einer Strafsanktion 

führen,52 und bei einem Auskunftsbegehren 

ist das Abgeben von «vorsätzlich falschen 
oder unvollständigen Informationen über 
Datenbearbeitungen oder das gänzliche 
Unterlassen einer solchen» strafbewehrt.53 

ALLERDINGS
Nicht jede Auskunft, die verlangt wird, muss 

bzw. darf auch erteilt werden, und Zurück-

haltung gilt auch bei der Formulierung. Die 
Richtigkeit und Vollständigkeit sollte unter 
keinen Umständen bestätigt werden!54
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 17 Bei der Bearbeitung von besonders schützenswerten 

Personendaten, wie die hier interessierenden Daten 

über die Gesundheit, muss die Einwilligung aus-

drücklich erfolgen (Art. 6 Abs. 7 lit. a revDSG). Diese 

Daten dürfen (ohne ausdrückliche Einwilligung) auch 

nicht an Dritte bekannt gegeben werden (Art. 30 

Abs. 2 lic. c revDSG). 

 18 Art. 25 revDSG. 

 19 Art. 6 Abs. 3 und 4 revDSG. Dies erfordert, dass im 

Unternehmen Aufbewahrungsfristen festgelegt wer-

den, sofern sich solche nicht bereits aus dem Gesetz 

ergeben, vgl. BBl 2017 7026. 

 20 Art. 8 revDSG. 

 21 Es ist aber auch mit Weisungen und Schulungen 

insbesondere von Vorgesetzten und HR-Verantwort-

lichen für den datensicheren Umgang zu sorgen. Vgl. 

zum Ganzen ROSENTHAL, a.a.O., Rz 53 ff. 

 22 Neben dem Datenschutz geht es hier auch um die 

Urheberrechte des Mitarbeitenden an seinem Bild, 

die er mit Erklärung seiner Einwilligung an das Unter-

nehmen abtritt, sowie um Fürsorgepfl ichten aus dem 

Arbeitsverhältnis im Allgemeinen (Art. 328 OR), dazu 

vgl. Fn 27, und insb. bei der Bearbeitung von Perso-

nendaten (Art. 328b OR). 

 23 Art. 19 revDSG. 

 24 Art. 31 revDSG. Bei Geschäftsleitungsmitgliedern könn-

te allerdings (aus arbeitsrechtlicher Sicht) argumentiert 

werden, dass es zur Funktion gehört, dass man mit 

dem Gesicht nach aussen tritt, die Bearbeitung der Da-

ten des Arbeitnehmers also «dessen Eignung für das 

Arbeitsverhältnis betreffen oder zur Durchführung des 

Arbeitsvertrages erforderlich sind», vgl. Art. 328b OR. 

 25 Personenbilder auf der Homepage des Unterneh-

mens, auf denen der Mitarbeiter eindeutig individua-

lisierbar ist, sollten nach Beendigung des Arbeitsver-

hältnisses entfernt werden. 

 26 Dazu ist dem Mitarbeitenden vorab Einsicht in die zur 

Veröffentlichung vorgesehenen Bilder zu geben und 

er ist über den Kontext derselben zu informieren. Die 

Weitergabe bzw. Publikation ist nur zulässig, soweit 

sie von der Einwilligung gedeckt ist. 

 27 Die arbeitsrechtlichen Fürsorgepfl ichten des Arbeit-

gebers (Art. 328 OR) verpfl ichten, gegen allfällige 

unbefugte Verwendungen der Mitarbeiterfotografi en 

durch Dritte oder allenfalls auch durch den beigezo-

genen Fotografen vorzugehen, was nur möglich ist, 

wenn die entsprechenden Urheberrechte abgetreten 

wurden. Ausserdem wären im Vertrag mit dem Fo-

tografen eine Klärung vorzunehmen, wer mit Bezug 

auf die Personendaten (Fotografi en) Datenverant-

wortlicher bzw. Auftragsbearbeiter ist, und die ent-

sprechenden Pfl ichten darin festzuhalten, vgl. Art. 9 

revDSG. 

 28 Art. 6 Abs. 3 und 4 revDSG. 

 29 Beim Einsatz von Webcams nachts geht es um die 

Baustellensicherheit (Schutz vor Diebstahl, Sachbe-

schädigung), wodurch sich der Einsatz grundsätzlich 

rechtfertigen lässt. 

 30 Sofern der öffentliche Grund nur geringfügig betrof-

fen und die Überwachung des Privatgrundstücks 

anders nicht durchführbar ist, sind Ausnahmen 

denkbar, vgl. dazu das Merkblatt des EDÖB zu «Vi-

deoüberwachung des öffentlichen Raums durch Pri-

vatpersonen», Download über: https://www.edoeb.

admin.ch/edoeb/de/home/datenschutz/technologi-

en/videoueberwachung/videoueberwachung-des-

oeffentlichen-raums-durch-privatpersonen.html. In 

jedem Fall sind aber die im Beispiel Webcams auf 

Baustellen aufgegriffenen Grundsätze für eine recht-

mässige Videoüberwachung zu beachten. 

 31 Auch in diesem Beispiel kommen zusätzlich die 

Fürsorgepfl ichten des Arbeitgebers zum Tragen, vgl. 

Fn. 22. 

 32 Eine systematische Überwachung des Arbeitnehmer-

verhaltens ist zudem auch arbeitsrechtlich unzulässig 

(vgl. Art. 26 Abs. 1 ArGV 3, und Abs. 2 zu Überwa-

chungen aus anderen Gründen). 

 33 Art. 19 revDSG. 

 34 Art. 25 revDSG. 

 35 Art. 6 Abs. 2 revDSG. 

 36 Art. 7 revDSG. 

 37 Art. 8 revDSG. 

 38 Art. 19 revDSG. 

 39 vgl. Art. 25 revDSG. 

 40 Art. 6 Abs. 3 revDSG. 

 41 Es könnte ja sein, dass die Mieterin bei demselben 

Versicherungsunternehmen ihre Lebensversicherung 

abgeschlossen hat und sie diesem gewisse Daten 

nicht bekannt geben möchte. Zumal sich eine solche 

Weitergabe auch nicht aus den Umständen ergäbe 

und sich auch nicht mit der Pfl icht zur Vertragserfül-

lung des Vermieters rechtfertigen liesse. 

 42 Art. 6 Abs. 3 und 4 revDSG, vgl. oben Fn 4. 

 43 Es ist zu erwarten, dass es über den Verordnungsweg 

gewisse Erleichterungen für KMU geben wird, vgl. 

 BIERI/POWELL, a.a.O., Rz 20 Lit. b. 

 44 BBl 2017 7036. 

 45 In Zusammenhang mit dem «Berufsgeheimnis für 

jedermann» kann z.B. mit klaren Hinweisen in Daten-

schutzerklärungen oder Verträgen dazu, «mit welchen 

(Kategorien von) Dritten die vom Kunden erhaltenen 

Daten geteilt werden», der Erwartung des Kunden in 

eine Schweigepfl icht entgegengewirkt werden, so-

dass die Tatbestandsmässigkeit von Art. 62 revDSG 

entfallen müsste. Vgl. ROSENTHAL/GUBLER, a.a.O., 

S. 62 f. 

 46 Vgl. Art. 9 revDSG. 

 47 Vgl. BIERI/POWELL, a.a.O., Rz 14 ff. mit weiteren Hin-

weisen. 

 48 Art. 24 revDSG. 

 49 Eine kontrollierte Löschung, Abfrage oder Berichti-

gung der bearbeiteten Daten bedingt auch ein darauf 

ausgerichtetes IT-System.  

 50 Art. 22 revDSG. Diese enthält im Wesentlichen eine 

Beschreibung und Risikobewertung der geplanten 

Bearbeitung und die zu ergreifenden Schutzmass-

nahmen. 

 51 Dies zur Vermeidung einer Verletzung des «Berufs-

geheimnisses für jedermann» (Art. 62 revDSG), vgl. 

ROSENTHAL/GUBLER, a.a.O., S. 63. 

 52 Vgl. Art. 60 Abs. 1 i.V.m. Art. 19 revDSG. 

 53 Vgl. Art. 60 Abs. 1 lit. a i.V.m. Art. 25 revDSG. 

 54 Vgl. ROSENTHAL/GUBLER, a.a.o. S. 54. 


